
Integration Geflüchteter 
in groß- und kleinstädtischen 
Räumen in NRW 
Zugang zu Wohnung, Arbeit 
und Kontakten

Auf einen Blick
• Der lokale Kontext hat wesentlichen Einfluss auf In-

tegrationsprozesse. Sowohl großstädtische als auch 
kleinstädtische Räume bieten Potenziale.

• In	 einer	 wachsenden	 Großstadt	 fi	nden	 Geflüchtete	
oft	 nur	 über	 persönliche	 Kontakte	 preisgünstigen	
Wohnraum. Der großstädtische Arbeitsmarkt hinge-
gen	bietet	vielfältige	Zugangsmöglichkeiten.

• In	 Kleinstädten	 konnten	 Geflüchtete	 oft	 direkt	 in	
Wohnungen untergebracht werden. Mittlerweile ist 
der Markt auch hier zum Teil angespannt. Der Arbeits-
markt	bietet	zwar	weniger	Möglichkeiten,	der	Zugang	
ist	aber	durch	persönliche	Kontakte	oft	leichter.

Francesca Adam, Stefanie Föbker, Daniela Imani, Carmella Pfaffenbach, 
Günther Weiss, Claus-C. Wiegandt

Die	 Geflüchteten	 wurden	 auf	 Städte	 und	 kreisange-
hörige	 Kommunen	 verteilt,	 die	 sich	 nicht	 nur	 im	 Hinblick	
auf	 ihre	 Größe	 unterscheiden.	 Großstädtische	 und	 klein-
städtische Räume zeichnen sich auch durch unterschied-
liche	 Strukturen	 in	 der	 Bevölkerung	 (Existenz	 von	 sog.	
ethnischen Communities) und auf dem Arbeitsmarkt aus. 
Hinzu	kommen	die	verschiedenen	Vorgehensweisen	 in	der	
kommunalen Integrationspolitik und die unterschiedlichen 
Verfahren	 bei	 der	 Flüchtlingsaufnahme.	 Es	 ist	 davon	 aus-
zugehen, dass diese spezifischen lokalen Bedingungen auf 
den	 Verlauf	 der	 jeweiligen	 Integrationsprozesse	 Einfluss	
haben.	Unser	Forschungsprojekt	zielte	daher	darauf	ab,	die	
tatsächlichen Chancen und Barrieren bei der Integration 
Geflüchteter	unter	verschiedenen	lokalen	Bedingungen	der	
Aufnahmegesellschaft zu untersuchen und somit ein diffe-
renzierteres Bild der Bedeutung unterschiedlicher lokaler 
Kontexte	zu	ermöglichen.

Methodisches Vorgehen

Vor	 diesem	 Hintergrund	 wurden	 die	 Integrationsprozesse	 Ge-
flüchteter	 in	 zwei	 unterschiedlichen	 lokalen	 Kontexten	 in	
Nordrhein-Westfalen untersucht: in einer Großstadt und 
in einem Landkreis mit Klein- und Mittelstädten. Jeder 
Kontext	wird	durch	eine	Fallstudie	 repräsentiert:	durch	die	
Stadt	Köln	und	durch	den	Kreis	Heinsberg	(vgl.	Abb.	1).		

Ausgangslage

Seit	2015	vergeht	kaum	ein	Tag,	ohne	dass	in	Polit-Talkshows,	
in	sozialen	Medien	oder	politischen	Gremien	über	die	Zuwan-
derung	 und	 Integration	 Geflüchteter	 debattiert	 wird.	 Hierbei	
rücken	in	jüngerer	Zeit	zunehmend	Fragen	einer	langfristigen	In-
tegration in den Mittelpunkt. Neben dem Erlernen der Sprache, 
der	Vermittlung	von	Wohnraum,	dem	Zugang	zum	Ausbildungs-	
und Arbeitsmarkt geht es auch um Kontakte zur Aufnahmege-
sellschaft.	Darüber	hinaus	haben	Fragen	des	gesellschaftlichen	
Zusammenhalts enorm an Bedeutung gewonnen.
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	 Grundsätzlich wird der Verlauf der Integrationsprozesse 
sowohl von den Geflüchteten selbst als auch von der Ankunfts-
gesellschaft gestaltet. Daher wurden in dem Projekt die Mög-
lichkeiten und Hindernisse des Einlebens aus der Sicht beider 
– der Geflüchteten und der Vertreter_innen der Aufnahmege-
sellschaft – untersucht. In Anlehnung an die Dimensionen der 
Sozialintegration von Esser1 wurde der analytische Schwer-
punkt unter anderem auf die Arbeits- und Wohnsituation sowie 
auf die sozialen Beziehungen der Geflüchteten gelegt. 

Zur Erfassung der Perspektive der lokalen Akteur_innen 
führten wir zwischen Oktober 2016 und Juni 2017 insgesamt 
29 Experteninterviews mit Vertreter_innen der Kommunen und 
des Kreises, der Stadtgesellschaften sowie der Landesebene. 
Die Interviewpartner_innen wählten wir aufgrund ihrer berufli-
chen/ehrenamtlichen Tätigkeit und Zuständigkeit im Integra-
tionsprozess von Geflüchteten. Zudem führten wir zwischen 
März und November 2017 insgesamt 41 Interviews mit Ge-
flüchteten, in welchen wir über ihre Erfahrungen in Köln und im 
Kreis Heinsberg, ihren Alltag, ihre Wohn- und Arbeitssituation 
sowie über persönliche Kontakte und Beziehungen sprachen. 

Im Verlauf des Forschungsprojektes fanden drei Work-
shops statt – ein Workshop mit befragten Expert_innen 
(06/2017) und einer mit befragten Geflüchteten (11/2017) –, 
wo unsere ersten Ergebnisse mit Vertreter_innen beider Grup-
pen diskutiert wurden. Zudem wurden die Ergebnisse im Minis-
terium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration (MKFFI) 
(02/2018) in Düsseldorf vor Mitarbeiter_innen aus verschiede-
nen Bereichen des Ministeriums vorgestellt.

Ergebnisse: Wohnen 

In Köln gibt es bereits seit dem Jahr 2004 Leitlinien zur Unter-
bringung Geflüchteter – allerdings konnten diese aufgrund der 
hohen Zuweisungszahlen nicht umgesetzt werden, sondern 
mussten entsprechend den neuen Bedingungen angepasst wer-
den. Die allgemeine politische Leitvorstellung, nämlich das Ziel 
der dezentralen Unterbringung in Wohnungen, wurde jedoch 
nicht infrage gestellt. Im Gegensatz dazu gab es im Kreis Heins-
berg in jüngerer Zeit vor 2015 keine nennenswerte Zuwande-
rung von Geflüchteten und entsprechend auch keine Überlegun-
gen zu ihrer Unterbringung. Dadurch waren die Gemeinden im 
Kreis zum Teil nicht auf ihre Pflichtaufgabe der Unterbringung 
Geflüchteter vorbereitet. Die Gemeinden entwickelten daher, 
zum Teil unter hohem Druck, individuelle Lösungen, die über-
wiegend auf eine dezentrale Unterbringung ausgerichtet waren. 
Aufgrund von Leerständen kommunaler und privater Wohnun-
gen konnten einige Gemeinden die Geflüchteten von Anfang an 
in Wohnungen unterbringen. Mittlerweile sind diese Reserven 
jedoch verbraucht, so dass der Wohnungsmarkt in beiden Fall-
studien angespannt ist, was den Übergang in den Wohnungs-
markt erschwert. So werden Integrationsprozesse verzögert, 
weil Geflüchtete zum Teil auch noch nach Jahren in Gruppen-
unterkünften leben. Speziell die Großunterkünfte in räumlichen 
Randlagen erweisen sich als Hemmnis für die Integration.2 Die-
se Lagen erschweren die Erreichbarkeit von Alltagsinfrastruktur, 
von Sprachkursen und Arbeitsplätzen, sowie die Entwicklung 
von Beziehungen zur Aufnahmegesellschaft und zu möglicher-
weise bestehenden lokalen ethnischen Gemeinschaften.3  

Insbesondere auf dem sehr angespannten Kölner Woh-
nungsmarkt spielen soziale Netzwerke bei der Wohnungssu-
che eine wichtige Rolle. Dazu gehören sowohl Beziehungen 
zu Freund_innen und Verwandten als auch Kontakte zwischen 
Flüchtlingen und der lokalen Gesellschaft (z. B. Willkommens- 
initiativen, Berater_innen in Flüchtlingsinformationszentren 
und Sprachlehrer_innen). Mit der Einführung der Wohnsitzauf-
lage werden hilfreiche Kontakte jedoch auf lokale Bindungen 
beschränkt. So können Flüchtlinge beispielsweise nicht von 
sozialen Beziehungen zu Familie oder Freund_innen profitieren, 
die in anderen Teilen Deutschlands leben.

Ergebnisse: Arbeitsmarktzugang 

Insgesamt bietet der Ausbildungs- und Arbeitsmarkt in Köln ein 
differenzierteres und breiteres Angebot als im Kreis Heinsberg. 
Hier stehen Geflüchtete zudem vor der Herausforderung, dass 
das ÖPNV-Angebot häufig nicht ausreicht, Arbeitsangebote in 
entfernteren Gemeinden tatsächlich zu erreichen. 

ABB. 1
Die Untersuchungsräume
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In beiden Untersuchungsräumen erfolgt der Zugang zum 
Arbeitsmarkt über Praktika, Mini-Jobs oder Ausbildungen. Die 
Informationen über diese Angebote werden meistens über 
soziale Kontakte vermittelt, sei es in Form persönlicher Kon-
takte – diese haben sich insbesondere im Kreis Heinsberg 
als hilfreich erwiesen – oder in Form von institutionalisierten 
Coachings (Beratung durch Behörden, Verbände, Vereine) und 
einer sehr persönlichen Betreuung.4  

Insbesondere in unseren Experteninterviews wurde be-
tont, dass ein Ausbildungsplatz für junge und lernorientierte 
Geflüchtete die größten Potenziale bietet. Diejenigen Geflüch-
teten, die bis zum Zeitpunkt des Interviews bereits eine Aus-
bildung finden konnten, waren sehr zufrieden damit. Auch an 
einem Studium in Deutschland bestand großes Interesse auf 
Seiten der Geflüchteten. Allerdings ist der Zugang, aufgrund 
der höheren Sprachanforderungen, deutlich schwieriger.

Komplizierter stellt sich der Zugang zum Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt für solche Geflüchtete dar, die bereits über beruf-
liche Qualifikationen verfügen. Die langwierige und keineswegs 
immer erfolgreiche Anerkennung von Qualifikationen, das häu-
fig geringe Vertrauen von Arbeitgeber_innen in ausländische 
Qualifikationen, rechtliche Vorgaben bei reglementierten Be-
rufen sowie mangelnde Sprachkenntnisse stellen hier zentrale 
Barrieren dar. 

Ergebnisse: Soziale Beziehungen

Im Hinblick auf den Aufbau neuer lokaler Netzwerke und ihre 
Bedeutung für die Integration zeigt unsere Untersuchung, dass 
Kontakte zu anderen Geflüchteten eine wichtige Quelle prak-
tischer Unterstützung und emotionalen Rückhalts darstellen. 
Solche Kontakte werden zumeist in Wohnheimen, über Inte-
grationskurse, bei Behördengängen oder bei ehrenamtlichen 
Initiativen geknüpft. Kontakte zu Mitgliedern der Aufnahme-
gesellschaft werden vor allem über Sprachkurse und ehren-
amtliche Initiativen geknüpft. Die Geflüchteten treten nicht 
ausschließlich als ,Empfänger‘ ehrenamtlicher Unterstützung 
auf, sondern sind zum Teil selbst in verschiedenen Initiativen 
(z. B. bei der Tafel) oder Einrichtungen (z. B. Seniorenheim, 
Kindergarten) aktiv. Über diese Tätigkeit können Kontakte auf 
Augenhöhe geknüpft und ein vergleichsweise leichter Zugang 
zur Gesellschaft gefunden werden. Gleichzeitig kann die Auf-
nahmegesellschaft von den Kenntnissen und Fähigkeiten der 
Geflüchteten profitieren (z. B. durch Dolmetschertätigkeit). 
Ehrenamtliche Initiativen und die Möglichkeit ehrenamtlicher 
Tätigkeit für Geflüchtete können somit als wichtiges Medium 
der Integration betrachtet werden. 

Kontakte zu Familienmitgliedern, Verwandten und  
Freund_innen, die sich schon länger in Deutschland befinden, 
stellen für einige Neuzugewanderte eine wichtige Unterstüt-
zung gerade zu Beginn des Aufenthaltes dar (z. B. gemeinsa-
me Wohnung mit Geschwistern). Zum Teil verhindern die Rah-
menbedingungen der Wohnsitzauflage das Zusammenleben 
und die gegenseitige Unterstützung von Familienmitgliedern. 
Die Bedeutung des verwandtschaftlichen Netzwerkes ist indi-
viduell sehr verschieden. Der Nachzug von Eltern, Ehepartnern 
oder Kindern wurde hingegen von fast allen Gesprächspart-
ner_innen als unabdingbare Voraussetzung für das Einleben 
gewünscht. 

Ergebnisse: Kommunale Integrationspolitik

Für die Stadt Köln und die Gemeinden im Kreis Heinsberg 
werden Unterschiede in der kommunalen Integrationspolitik 
bestätigt, die u. a. von sozialen und wirtschaftlichen Gege-
benheiten vor Ort, dem zivilgesellschaftlichen Organisations-
grad und der lokalen Kooperationskultur abhängig sind.5 In 
einer großstädtischen Verwaltung wie in Köln konnten wir 
beispielsweise strategische Überlegungen zu einem planvol-
len Umgang mit der Integration Geflüchteter beobachten, der 
allerdings wegen der hohen Zuwanderung nicht durchzuhal-
ten war. Solche strategischen Konzepte zur Integration von 
Geflüchteten fehlten im Kreis Heinsberg. Überschaubare Ver-
waltungsstrukturen führten dort aber dazu, flexibel mit den 
Herausforderungen umgehen zu können. Die Größe einer Ver-
waltung wie in Köln macht sie schwer durchschaubar, ermög-
licht aber aufgrund der Arbeitsteilung ein sehr differenziertes 
Handeln, das auf die jeweilige Problemlage zugeschnitten 
ist. In den kleineren Gemeinden des Kreises Heinsberg sind 
die Aktivitäten zur Integration hingegen stärker an einzelne 
Persönlichkeiten gebunden, was angesichts der dünnen Per-
sonaldecke die Verwaltungsarbeit aber auch anfälliger (bspw. 
wegen Personalausfällen) macht.

In beiden Untersuchungsräumen sind infolge der Flücht-
lingszuwanderung die Zusammenarbeit und der Austausch 
zwischen verschiedenen Abteilungen innerhalb der kommuna-
len Verwaltungen, aber auch zwischen den kommunalen Ver-
waltungen und externen Akteuren (z. B. Wohlfahrtsverbänden, 
Wohnungsunternehmen, ehrenamtlichen Initiativen) intensiver 
geworden, so dass das gegenseitige Verständnis für die jeweilige 
Denk- und Arbeitsweise zugenommen hat. Im Verlaufe des Pro-
jektes wurde allerdings deutlich, dass der Austausch (auf Augen-
höhe) zwischen den ,steuernden‘ Akteuren der Landesebene und 
den ,ausführenden‘ Akteuren auf der kommunalen Ebene von den 
kommunalen Praktiker_innen als zu gering eingeschätzt wird.
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Ausgewählte Handlungsempfehlungen 

Der Übergang in den regulären Wohnungsmarkt wird durch ver-
schiedene Faktoren erschwert, u. a. durch Vorbehalte seitens 
der Vermieter_innen. Unsere Untersuchung hat sowohl in Köln 
als auch in Heinsberg gezeigt, dass das Auftreten der Kom-
mune als Ansprechpartner gegenüber den Vermieter_innen 
Unsicherheiten reduzieren und die Kommunikation erleichtern 
kann. Mit der Bereitstellung solcher Unterstützungsangebo-
te kann der Übergang Geflüchteter in den Wohnungsmarkt  
beschleunigt werden.

Die Informationen über Arbeits- und Ausbildungsmöglich-
keiten sollten nicht vornehmlich von Zufall, Engagement und 
Kontakten einzelner Schlüsselpersonen abhängig sein. Viel-
mehr sollte die frühe Vermittlung zentraler Informationen über 
Angebote für verschiedene Ansprüche (Jobs, Ausbildungsplät-
ze, Studiengänge, jeweils benötigte Voraussetzungen und der 
Weg zu diesen Voraussetzungen) stärker in eine geregelte Form 
gebracht werden (z. B. in den Orientierungskursen), so dass  
diese Informationen allen Interessierten zugänglich werden.

Die Geflüchteten sollten vorab (bspw. in den Orientierungs-
kursen) über den Ablauf und die Rahmenbedingungen von 
Praktika informiert werden und auch grundlegende Informati-
onen zu ihren Arbeitnehmerrechten erhalten, damit eine mögli-
che Ausbeutung durch Arbeitgeber_innen verhindert wird.

Die ehrenamtliche Tätigkeit Geflüchteter sollte mehr  
Anerkennung erfahren und stärker als bisher als Integrations-
leistung der Geflüchteten gewürdigt werden. Eine stärkere 
mediale Aufmerksamkeit für die Leistungen von Geflüchteten 
kann zu einem positiveren Bild von Geflüchteten in der Gesell-
schaft beitragen und damit auch ihre Integration in die Gesell-
schaft erleichtern. 

Die Möglichkeiten zum Austausch zwischen Akteuren aus 
Kommunen und Akteuren der Landesebene sollten stärker aus-
gebaut werden, um Informationsflüsse und das gegenseitige 
Verständnis zu verbessern.
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